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^formationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in 
Deutschland 

Bonn, den 3. Mai 1984 

•^Htjjahrsgutachten der 
>l2gchaftswissenschaftlichen 
^gchungsinstitute beweist: 

Per Aufschwung 
•st da 
dl» yjrtschaftsforschungsinstitute bestätigen 
W    ,grelche Wirtschaftspolitik der Bun- 
,e9t* lerun9 Helmut Kohl. Das Gutachten be- 
Poiitik     dle Wirtschafts-, Finanz- und Sozial- 
en d der Bundesregierung dazu geführt ha- 
kor,L?aß Wachstumskräfte freigesetzt werden 
*etj«    ; ",n der Bundesrepublik Deutschland 
^ihtif uich die konjunkturelle Besserung im 
bew*rnalbjahr 1983/84 fort. War die Aufwärts- 
'^ds U"9 bis zur Jah',esmitte 1983 von der ln- 
^ch n?Cnfrage getragen worden, so kam da- 
*U, 2 e,ne kräftige Belebung der Ausfuhr hin- 
9ty er anstieg von Nachfrage und Produktion 
«tiina n Sovlel an T®nipo, daß der Ausla- 
ge |,?9rad der Kapazitäten spürbar zunahm. 
Sterne  0,ung ist also in einen Aufschwung ein- 

riß Ro 
9noSe 

rschungsinstitute haben ihre Wachstumspro- 
^Ut|jch 

1984 gegenüber dem Herbstgutachten 
^r re . nacn oben revidiert und gehen jetzt von ei- 
^s ^ ^n Zunahme des Bruttosozialprodukts von et- 

nr als 3 Prozent aus. Im Jahreswirtschaftsbe- 
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rieht vom Februar war die Bundesregie- 
rung nur von einem Wirtschaftswachstum 
von rund 2,5 Prozent ausgegangen. 

Positive Bilanz für 1983 
Rückgang des 
Haushaltsdefizits 
„Anders als in den Vorjahren waren die 
Konsolidierungsbestrebungen von sicht- 
barem Erfolg gekrönt. Mit 45 Milliarden 
Mark fiel das Staatsdefizit im Jahre 1983 
um 10 Milliarden Mark geringer aus als im 
Jahr zuvor. Die unerwartete deutliche 
Konjunkturerholung führte dazu, daß das 
Defizit stärker als geplant zurückging." 

Steigende Investitionen 
„Seit Ende 1982 ist die inländische Nach- 
frage nach Investitionsgütern tendenziell 
aufwärts gerichtet. Die lebhafte Ordertä- 
tigkeit seit Herbst 1983 signalisiert die Fe- 
stigung der Investitionsneigung. Die Inve- 
stitionstätigkeit hat sich im Winterhalbjahr 
1983/84 beträchtlich beschleunigt." 

Steigende Einkommen der 
privaten Haushalte 
„Die fortschreitende Konjunkturerholung 
und — damit verbunden — die wieder et- 
was günstigere Arbeitsmarktlage trugen 
zu einer Kräftigung der Kaufneigung der 
Konsumenten bei. Insgesamt ergab sich 
eine leichte Beschleunigung des Anstiegs 
der verfügbaren Einkommen. Beim realen 
Einkommen war sie noch stärker, weil sich 
der Preisanstieg abschwächte." 

Deutlicher Anstieg der Exporte 
Die Ausfuhr von Grundstoffen und Pro- 
duktionsgütern hat bereits Anfang 1983 
deutlich zugenommen und sich seit Jah- 
resmitte 1983 noch weiter verstärkt. Auch 
die Ausfuhr von Investitionsgütern ist im 
Verlauf des Jahres 1983 gestiegen. Vor al- 
lem „wegen der im internationalen Ver- 

gleich   niedrigen   Preissteigerungen 
der Bundesrepublik" nahm die Pre'sl"L. 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher P*°6. 
zenten zu. Saisonbereinigt und auf Jl 

resbasis gerechnet sind die Preise 
um 2 Prozent gestiegen. 

Zunehmende Ausweitung der 

Produktion 
„Vor allem dank der von der Ausfuhr 
gehenden   Impulse   hat   sich   das 
schwungtempo   im   Winterhalbjahr 

au5' 

stärkt. Mit dem Anstieg des realen BrlJ   f 

inlandprodukts um 3,5 Prozent gegenU $ 
dem Tiefpunkt der Rezession ist im efS 5 
Quartal 1984 das Produktionsniveaui * 
der Zeit der Rezession  erstmals u 

schritten worden." 

Entlastung auf dem 
Arbeitsmarkt 
„Der Aufschwung wirkte sich en 
auf den Arbeitsmarkt aus. Die faN 
Arbeitslosen nimmt — saisonberein'9 ., 
seit dem Herbst 1983 ab, und die KjJrpj6 

beit wurde binnen Jahresfrist halbier*- 
Zahl der bei den Arbeitsämtern 9erT,%i 
ten offenen Stellen steigt leicht, im e' ^ 
Vierteljahr 1984 war der Stellenzugar»^ 
ein Viertel höher als ein Jahr zuvor. ,, 
sich die Chancen für Arbeitslose. e  „, 
Arbeitsplatz zu finden, verbessert 
zeigt sich auch an dem deutlichen 
stieg der Zahl der Arbeitsvermittk 
Die Zahl  der arbeitslosen Jug< 
unter 20 Jahren hat sich sogar <• 
Die Zahl  der arbeitslosen Jugend!'0•  . 

verringert. Hierzu trug bei, daß die ^ 
schaff erheblich mehr Lehrlinge als v 

eingestellt hat." 

Einschätzung der 
wirtschaftlichen 
Entwicklung für 1984 ^ 
„Die Auftriebskräfte sind star* ^ 
nug, um eine Fortsetzung d05 
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Udo» 
ProJ . . er   Gesamtwirtschaftlichen 
Set«   .on zu gewährleisten. Damit 

W SlCh der Aufscnwun9 ,ort- Er 
W6rd 

a,s selbsttragend  bezeichnet 

SS«   _ 
p°rschu 

Die pdende Produktion 
einen°

rscnun9sinstitute erwarten für 1984 
nen    Ar»stieg der Ausrüstungsinvestitio- 
che p

m 6 Prozent. Die gesamtwirtschaftli- 
etwa g°duktion wird im Jahresverlauf um 
dü^ Pro2ent zunehmen. Die Exporte 
Vor;ah

n 19Q4 real um 10 Prozent über dem 
d6r F

nresniveau liegen. Nach Auffassung 
&aut£

0rscnungsinstitute dürfte auch die 
'gkeit „relativ kräftig zunehmen". 

1r.iva*e Haushalte 
'er ri •   
Uta,riVate Konsum wird in diesem Jahr l«r   ot„;     _ _.        _ SL 

^ltSs 
ste'gen. Die Bruttolohn- und Ge- 

ÖeSch .l?me erhöht sich verstärkt, weil die 
Ver9an 9  nach  dem  Rück9an9  im 
stejgt ?enen Jahr nun allmählich wieder 
^nk0rn

nS9esamt wird sich das verfügbare 
rUri(i4^

1en der privaten Haushalte mit 
Hiftf, 

r°2ent stärker erhöhen als im ver- 
9enen Jahr." 

Mit   
9ang des Staatsdefizits 

,(Jr i98®n finanzpolitischen Beschlüssen 
6ine £ wird der Kurs fortgesetzt, durch 
9ren2 

mbir>ation von Maßnahmen zur Be- 

!?s Un(J9 d6r Neuverscnuldun9 des Staa- 
c^sti 2Ur Entlastun9 der Unternehmen 

^hlUß ^skräfte freizusetzen. Unter Ein- 
V v  

er Gewinnabführung der Bundes- 
^'HrT J1 Milliarden Mark erhöhen sich 

*°ra$ch en des staates fast doppelt 
Ssd6f

Wle die Ausgaben. Das Finanzie- 
re! auf '*'* wird nahezu halbiert werden 
u *5 Milliarden Mark zurückgehen." 

rekJn geringer 
^Hstieg 
r*S 9ernSa

R
Uftrieb wird im Verlauf des Jah- 

aB|gt bleiben.  Die Verbraucher- 

preise werden im Jahresdurchschnitt um 
knapp 3 Prozent höher sein als im Vorjahr. 

Höherer Überschuß der 
Leistungsbilanz 
„Die Wareneinfuhr wird mit dem Konjunk- 
turanstieg in der Bundesrepublik weiter 
kräftig expandieren. Insgesamt wird die 
Wareneinfuhr in diesem Jahr um rund 8 
Prozent höher sein als im Jahre 1983. Der 
reale Außenbeitrag wird erheblich zuneh- 
men. Der Überschuß der Leistungsbilanz 
dürfte eine Größenordnung von etwa 20 
Milliarden Mark erreichen." 

Besserung auf dem 
Arbeitsmarkt 
„Bei dieser Entwicklung der gesamt- 
wirtschaftlichen Produktion wird die 
Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer 
im Verlauf des Jahres in einer Grö- 
ßenordnung von 200000 zunehmen. 
In der Industrie wird die Beschäfti- 
gung im Jahresverlauf um etwa 
50000 Personen steigen, in der Bau- 
wirtschaft wird die Zunahme fast 
ebenso groß sein. Die Zahl der Ar- 
beitslosen wird im Verlauf des Jah- 
res zurückgehen; gegen Jahresende 
dürfte der Vorjahresstand um etwa 
200000 unterschritten werden." 

Insgesamt fassen die Forschungsinstitute 
die wirtschaftliche Entwicklung für 1984 
wie folgt zusammen: 
„Die wirtschaftliche Erholung in der Bun- 
desrepublik Deutschland wird sich in die- 
sem Jahr mit beachtlichem Schwung fort- 
setzen. Die Beschäftigung wird steigen, 
die Arbeitslosigkeit weiter zurückgehen 
und der Preisauftrieb relativ gering blei- 
ben. Der Aufschwung ist das Ergebnis 
des Zusammenspiels von Verbesserun- 
gen der Rahmenbedingungen, vorüberge- 
hend wirkenden Maßnahmen und zykli- 
schen Einflüssen." 
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POST 

Keine Veränderungen 
bei Gebühren und 
Laufzeiten geplant 
Die Behauptungen der SPD-MdBs 
Karl Liedtke und Peter Paterna zu 
angeblichen Plänen der Bundespost, 
die Gebühren und Leistungen im gel- 
ben Bereich zu verändern, sind aus 
der Luft gegriffen. Postminister Chri- 
stian Schwarz-Schilling hat in den 
letzten Wochen wiederholt erklärt, 
daß er weder vorhabe, 1985 die Post- 
gebühren zu erhöhen noch die Quali- 
tät der Dienstleistungen zu ver- 
schlechtern oder die Dienstlei- 
stungspalette einzuschränken. 

So wird der Standardbrief für 80 Pfennig 
auch künftig am nächsten Werktag 

beim Empfänger sein. Die Postzusteller 
kommen wie bisher jeden Tag ins Haus, 
also auch samstags. Zustellfachanlagen, 
die diesen gewohnten Service angeblich 
ersetzen sollen, sind nicht geplant. 

Paterna hat offenbar die Aussagekraft an- 
geblicher Informationen aus „gut infor- 
mierter Quelle" völlig überschätzt. So ist 
z.B. der Arbeitskreis Post/Presse, aus 
dem Paterna zitierte, ein Gremium, das 
der Beratung und dem Informationsaus- 
tausch zwischen dem Postministerium 
und den Verlegerverbänden dient, aber 
weder Beschlußkraft noch Planungskom- 
petenz hat. Überlegungen, die dieses Gre- 
mium anstellt, können dementsprechend 
nicht Pläne des Postministeriums sein. 

Die altbekannte Behauptung von Paterna, 
der Postminister kümmere sich nicht um 
das Postwesen und versäume, ein prakti- 
kables Konzept zu erstellen, läßt sich mit 

zwei Zahlen widerlegen. In seiner A**1 

zeit hat sich die Kostenunterdeckung , 
Postwesen von 3 Mrd. DM im Jahr 
2 Mrd. DM für das Jahr 1983 verbessen 

«. de"1 

Wirtschaftliches   Handeln,   wie   es  u 

Postminister nach dem Postverwalti^ö 
gesetz vorgegeben ist, schließt eine aK• 
Markt- und Dienstleistungspolitik ein- 
jedes andere Unternehmen muß die 0 
despost ihr Dienstleistungsangebot s^f 

dig überprüfen und Entwicklungen in   , 
Kundennachfrage bei der Gestaltungin ^ 
Angebots berücksichtigen. Um Prufe!]ue' 
lassen, wie die Leistungs- und We jrt. 
werbsfähigkeit gesteigert und wie die 
schaftlichen Ergebnisse in den einze   ., 
Angebotsbereichen   verbessert   *e ^ 
können, hat der Postminister Anfang ,jf. 
Jahres   zwei   Unternehmensberatung,, 
men beauftragt, Vorschläge für die We ,,. 
entwicklung der Postdienste vorzül*^. 
Parallel gehen die Überlegungen im    $ 
nen   Unternehmen,   die   den   9|el 

Zweck verfolgen, weiter. 

Erste Ergebnisse der Untersuchen 
sind Anfang nächsten Jahres zu ervva

k|jrt 
Der Postminister hat ausdrücklich er j5t 
was auch in der Presse nachzulese ^ 
daß er es für wenig sinnvoll halte, Llnt ,i 
chungsaufträge zu erteilen und vor ^ 
Fertigstellung andere Disposition*^, 
treffen. Fest steht jedoch schon n ^ 
daß die Untersuchungsergebnisse .tj 
dem kritischen Gesichtspunkt der J^r 
kabilität für Post wie Kunden gep^^fl 
den. Eine wirtschaftliche stabile *-\ ^ 
kann die gelbe Post nur dann erre1 ,,. 
wenn ihre Leistungen sich mit den 
deninteressen decken. ... 

ls|3c 

Zur Diskussion um den Fortfall der   ^ 
und Vormittagsleerung erklärt Md& ^ 
fermann: „Diese Entscheidung nat

flrje^ 
Einfluß auf die Laufzeiten, da die v^ 
sten am Mittag vor Abgang der We 
förderung geleert werden." 
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ARBEITSZEITVERKÜRZUNG 

^-Stunden-Woche schafft nicht neue, 
s°ndern gefährdet Arbeitsplätze 
Qrur?f?i9ierung Helmut Kohl nat dle 

Wirt« )a9en für den notwendigen 
kt\ ^"etlichen Neubeginn geschaf- 
**ltin    Voraussetzungen für die Be- 
*o 0HUn9 d®»" Arbeitslosigkeit sind 

"lehr »9 Wle schon lange nlcnt 

b6ri " 2um ersten Mal seit Jahren ha- 
hotwI  d,e Chance, den dringend 
W|HJl^^en Strukturwandel unserer 

*cnaft zu bewältigen. 

lQB4 wSere   Wirtschaft   wächst   wieder: 
^ D

Voraussichtlich um 3 Prozent. 
^f ArDe'tslosigkeit sinkt:  schon im 
^ rv   d APri' um fast 3000XX). 

Hc*lnflation 9'n9 nahezu um die Hälfte 

e Sporte steigen. ^ Kl 
be'tSh|Ue Untemehmen schaffen neue Ar- 

^u^nff,Chern wir unsere wirtschaftliche 

^ ür* 
ren^6rnVul!Scnonendem und energiespa- 
^herr, p

Wirtscr>aftswachstum und techni- 
96 Alt» 0rtscnritt 9ibt es keine vernünfti- 
ge^ rnative- wenn wir Arbeitsplätze 
lst es 

Ur»d neue schaffen wollen. Dazu 
d*' Hand°h notwendig, neue Techniken in 
"* hurn der ansehen als Chance für ei- 
Dl^e *ne Arbeitswelt und neue Arbeits- 
%j u begreifen. Sie bieten die Voraus- 
S gg en dafür, daß die Arbeitszeit flexi- 
%     ta|tet und freier gewählt werden 

eW6rfcl^.en aber auch international wett- 
teArh •     bleiben-   °enn  fast  jeder 

De,tsplatz hängt bei uns vom Ex- 

port ab. Mit sanften, sauberen und vor al- 
lem energiesparenden Technologien und 
neuen Produkten werden wir diese Her- 
ausforderungen bestehen. Damit wurden 
in den USA und in Japan in den letzten 10 
Jahren 20 Millionen neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen. 
Die Produktivitätszuwächse der Zukunft 
geben uns eine Chance, die wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Probleme zu 
lösen. Wer allerdings Produktivitätszu- 
wächse von morgen schon heute verteilen 
will, beraubt die Politik ihrer dringend not- 
wendigen Spielräume und gefährdet letzt- 
endlich vorhandene und schafft keine 
neuen Arbeitsplätze. Unsere Hauptaufga- 
be heißt aber: Mit Hilfe von Zukunftsinve- 
stitionen Arbeitsplätze zu schaffen. 
Mit Wirtschaftswachstum und Produktivi- 
tätsfortschritten allein ist die Beschäfti- 
gungskrise nicht zu bewältigen. Notwen- 
dig sind mehr Teilzeitarbeitsplätze und 
moderne Formen der Arbeitsplatzeintei- 
lung, was den Interessen vieler Bürger 
entgegenkommt. Auch Arbeitszeitverkür- 
zungen können nicht ausgeschlossen 
werden. 
Jedoch richtet sich die Forderung nach 
der generellen Einführung der 35-Stun- 
den-Woche mit vollem Lohnausgleich in 
der gegenwärtigen wirtschaftspolitischen 
Situation gegen diejenigen, die keine Ar- 
beit haben. Diese Forderung gefährdet 
außerdem die wirtschaftliche Gesundung, 
weil sie vor allem kleine und mittlere Un- 
ternehmen belastet, also gerade diejeni- 
gen, die die meisten Arbeitsplätze zur Ver- 
fügung stellen. 



UiD 15 • 3. Mai 1984 • Seite 6 

Die 35-Stunden-Woche bei vollem Lohn- 
ausgleich würde die Arbeitskosten im 
Schnitt um 14 bis 18 Prozent in die Höhe 
treiben. Die Folgen für die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit unserer Industrie — 
und damit auch für den Arbeitsmarkt — 
wäre katastrophal: Die Bundesrepublik 
Deutschland würde gegenüber den ande- 
ren großen Industrieländern wieder weit 
zurückgeworfen, viele Betriebe würden 
zusammenbrechen. 

Die kostenträchtige Verkürzung der Wo- 
chenarbeitszeit widerspräche unseren 
nationalen Interessen und träfe die wirt- 
schaftliche Wiedergesundung unseres 
Landes im Kern. Die 35-Stunden-Woche 
schafft nicht neue, sondern gefährdet 
vorhandene Arbeitsplätze. Ein Streik für 
die 35-Stunden-Woche wäre ein Streik 
gegen die Vernunft und Verantwortungs- 
bewußtsein — ein Streik, der auf dem 
Rücken aller Arbeitnehmer, vor allem auf 
dem Rücken aller Arbeitslosen ausgetra- 
gen würde. 

Dagegen ist die Verkürzung der Lebensar- 
beitszeit wirtschaftlich vernünftig und hu- 
man. Sie bietet mehr Wahlfreiheit für die 
Generation der Arbeitnehmer, die den 
Wiederaufbau der Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen haben. Sie haben 
einen frühen Ruhestand wirklich verdient. 
Gleichzeitig bietet sie jungen Menschen 
mehr freie Arbeitsplätze und damit eine 
Perspektive für ihre Zukunft. 
Mit dieser Regelung hat die Bundesregie- 
rung die Bedingungen für ein Bündnis der 
Vernunft zwischen den Tarifpartnern ge- 
schaffen. Die Tarifpartner tragen aber 
nicht nur Verantwortung für ihre organi- 
sierten Interessen, sondern auch für das 
Gemeinwohl. Wir halten Tarifauseinander- 
setzungen für ein selbstverständliches 
Element einer freien Gesellschaft. Aber 
die Auseinandersetzungen der Tarifpartner 
dürfen nicht zu einem Kampf um gesell- 
schaftliche Machtpositionen entarten, de- 

ren Folge alle, insbesondere die Seh"' 
chen und Nichtorganisierbaren zu trafl ^ 
haben. Die Gewerkschaften und ArbeRfl 
ber müssen sich gerade in unserer auQe 

blicklichen   Situation   ihrer   besonde^ 
Verantwortung für Deutschlands ZukjLi 
als moderne und humane Industrien^1 

bewußt sein. 

C-Waffen weltweit 
vernichten 
Zur Forderung des Leiters des Ha"1 

burger Institutes für Friedensfor- 
schung und Sicherheitspolitik, G*n 

raileutnant a. D. Wolf Graf von B«u' 
dissin, an die NATO-Staaten, eins« 
tig auf chemische Waffen zu verz'c 

ten und gegebenenfalls auf eine*1 

chemischen Angriff durch den WSJ" 
schauer Pakt nuklear zu antworte"' 
erklärt der Obmann der CDU/CSU" 
Bundestagsfraktion im Verteidi- 
gungsausschuß, Willy Wimmer 
(Neuss): |t 

Alle chemischen Waffen müssen\J 

weit vernichtet werden. Dazu b y 
es einer Abmachung zwischen °s ^ 
West, die gegenseitig zuverlässig 
prüfbar sein muß. $ 
Eine einseitige Vorleistung des W«* $ 
kann nicht in Betracht kommen, W» ^ 
durch der Verhandlungsanreiz zum A^, 
dieser Waffen für die Sowjetunion e%i- 
Die Erfahrungen der letzten Jahre b 
sen dies ganz deutlich: ^i- 
Der jahrelange Verzicht der USA au ^ 
Wicklung und Herstellung solcher »v ^ 
wurde von der Sowjetunion nicht ^ 
riert. Sie hat vielmehr in diesem Z©1 ^ 
gegenüber dem Westen eine Ober ^ 
heit von mehr als 10:1 hergestellter 
spricht nicht für ihre Bereitschaft, $ 
stungen als Geste und gleichzei «^ 
Aufforderung zum Nachtun anzu 
nen. 
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EUROPA 

jjfort der Bischöfe zur Wahl des 
Europäischen Parlaments 1984 
ren? sslon der Bischofskonfe- 
«chaft1 der EuroPäischen Gemein- 
de |*i(c°mmission des Episkopats 
Cory»e~°mmunaute Europeenne — 

*Uih t    * hat aus An,aß der Wo"' 
JUni ^""opäischen Parlament am 17. 
*u E ' »84 das beiliegende Wort „Wo- 
u.i CUrODa?u uorahcrhioHat    Hör Tavi 

Juni 

toi 

to den zehn Ländern gleichzei- 
ropa?" verabschiedet. Der Text 

*v**ftontllcht 

Scheint^an9el an Vertrauen in die Zukunft 
rnein    

vie|e Bürger der Europäischen Ge- 
s'nd if zu   erfassen-   Die   Ursachen 
^ A rschiedlich- Zu ihnen zählen: die 
kunft 

Arbe'tslosigkeit, das Fehlen von Zu- 
SchWj

persPektiven für die Jugend, die 
**hlre

eri9keiten des täglichen Lebens für 
r A C       Mitmenschen,   neue   Formen a6 

9ra mten 

neue 
ut, der Zwang zahlreicher Immi- 

We||n 2u einem Leben am Rande der 
<les T^SChaft' die Zunahme der Gewalt und Tft cuiiaiiriie uer oewan una 

Torismus, das Anwachsen der Rü- 
Hin>?'die Bedrohung des Weltfriedens. 
VH komrnr- 

?6r Gem 
tft 
licht" 

^nimen die inneren Schwierigkei- 
einschaft, die ihre Probleme 

M?,',n
U lösen und keine neuen Mitglieder 

leser Mangel 

j ^ehrrien vermag. 

% j£*r Mangel an Vertrauen führt zu ei- 
lßn unHapSelung und zu einem individuel- 
len kollektiven Egoismus, deren An- 
lehrw nicht zu übersehen sind: die Ab- 
Ü* Qeb 6S Kindes und der erschrecken- 
Stirr, Urtenrückgang,  die  Verteidigung 

"en H Privile9'en- das schwierige 
ukt'onkr Vorhandenen Arbeit, der Pro- 

6i9eru Us der Staaten, die praktische 
n9 der reichen Länder, der Dritten 

Welt eine gemeinsame Hilfe zu bringen. 
Mit dieser Feststellung sollen die positi- 
ven Aspekte der Europäischen Gemein- 
schaft nicht bestritten werden. 

3. Als Bischöfe, die sich einer gemeinsa- 
men Verantwortung in Europa verpflichtet 
fühlen, drängt es uns, die frohe Botschaft 
Jesu-Christi zu verkünden. Sie gibt uns 
die Gewißheit, daß keine Situation aus- 
weglos ist. In der gegenwärtigen sittlichen 
Krise der westlichen Welt glauben wir, daß 
es möglich ist, eine neue Gesellschaft zu 
errichten im Dienst des Menschen und ei- 
nes Europas, das — übrigens — weit 
über die Grenzen der Gemeinschaft hin- 
ausreicht. 

4. Eine wahre Begegnung der Menschen 
und der Völker ist immer ein Reichtum. 
Das war für die Begründer der Europäi- 
schen Gemeinschaft die leitende Vorstel- 
lung, und das ist auch heute noch das an- 
zustrebende Ziel. Und dies aus drei Grün- 
den: 
— Die spezifische kulturelle Identität Eu- 
ropas und das Erbe seiner Vergangenheit 
verleihen ihm für die heutige Welt Verant- 
wortung; 
— die gegenwärtige Krise kann nach Auf- 
fassung der Verantwortlichen nur durch 
eine verstärkte Zusammenarbeit unter 
den Europäern überwunden werden; 
— es ist dringend notwendig, durch ge- 
meinsame Anstrengung die großen Her- 
ausforderungen zu bestehen, die durch 
die Ost-West- und die Nord-Süd-Span- 
nungen auf dem Planeten entstanden 
sind. Soziale Gerechtigkeit, allseitige Ent- 
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Wicklung und Herstellung des Friedens 
sind der Preis. 
5. Der wirtschaftliche Fortschritt steht im 
Dienst des Menschen und nicht umge- 
kehrt. Die Europäische Gemeinschaft 
kann sich nicht damit zufrieden geben, ei- 
ne Wirtschaftsgemeinschaft zu sein, so 
notwendig diese auch sein mag. Errichtet 
werden muß ein Europa der Menschen 
und der Völker, ein Europa, wo jeder 
Mensch und jede Familie in ihrer unveräu- 
ßerlichen Würde anerkannt werden, ein 
Europa, in dem jede Kultur und jede gei- 
stige Gemeinschaft sich entwickeln und 
gegenseitig bereichern, ein Europa, in 
dem Immigranten und Flüchtlinge ihren 
Platz finden, ein Europa, das in den Län- 
dern der Dritten Welt echte Partner sieht. 
Europa braucht einen frischen geistigen 
Atem, eine Seele und einen Glauben. 
6. Der Aufbau eines solchen Europas ist 
eine Aufgabe, die gemeinsam geleistet 
werden muß. Sie kann nicht nur die Tat ei- 
niger sein, weder der politischen Verant- 
wortlichen noch der europäischen Beam- 
ten. Jeder kann und muß seinen Stein zu 
dem Bauwerk beitragen. Es gibt tausend 
Weisen, daran zu arbeiten: indem man die 
aus der Vergangenheit geerbten Verbitte- 
rungen und Vorurteile überwindet; indem 
man mit den Bedürftigsten teilt; indem 
man sich mit anderen Sprachen und ande- 
ren Kulturen vertraut macht; indem man 
an internationalen Vereinigungen und Be- 
gegnungen teilnimmt. Verzichtsleistungen 
und gegenseitiges Vertrauen sind die Vor- 
aussetzungen dazu. 
7. Die in einigen Wochen stattfindenden 
Wahlen zum Europäischen Parlament er- 
fordern, daß wir uns gründlich informieren 
über das, was auf dem Spiel steht, damit 
wir unsere Wahlentscheidung nicht treffen 
nach bloß regionalen oder nationalen Ziel- 
setzungen oder sogar nach reinen Ge- 
winninteressen. Wir müssen bei unserer 
Wahlentscheidung höhere und weitere 
Ziele im Auge haben. 

8. Der Aufbau Europas erfordert eine * 
tergehende, andauernde Anstrengung- 
den Tag wird Europa aufgebaut oder 
gebaut. Die bescheidensten Beitrag8-. 
denen alle fähig sind, sind von Bedeut 
für die Zukunft, nach der wir uns sehn 

9. Die Aufgabe mag unerfüllbar ersC $ 
nen. Doch wie schwer sie auch sein & 
sie kann Christen nicht entmutigen- 
haben die feste Überzeugung: Das & 
gelium ist Quelle der Hoffnung für E" 
pa. 
Straßburg, den 29. März 1984 ^ 
Die Kommission der Bischofskonferenz«" 
Europäischen Gemeinschaft (KomECE)      . 
Dr.  Jean  Hengen,  Bischof von  Luxefl1" 
Präsident $ 
Dr. Franz Hengsbach, Bischof von Ess*n' 
zepräsident «|- 
Dante Bernini, Bischof von Albano, V'zep 

dent flt 
Maurice Nodl Leon Couve du MurvlH* 
bischof von Birmingham 
Emiel-Josef De Smedt, Bischof von 
Joseph Daphy, Bischof von Argyll .$ 
Hans Ludwig Martensen, Bischof von *°• 
hagen , ofi* 
Johannes B. Möller, Bischof von GroniW 
Paul Joseph Schmitt, Bischof von Met*     ||. 
P.   Michel  Pierre  Franzidls,   OFM,  Ap° 
scher Administrator von Rhodos 

Für die Einheit deutscher 
Kultur 

Aktuelle Fragen der Deutschland?> $ 
hat der CDU/CSU-Fraktionsvorsitfy 
im Bundestag, Alfred Dregger, in ^° ,efi 
dem Bund der Mitteldeutschen ero ^ 
Beide Seiten waren sich einig, daj '$ 
Einheit der deutschen Kultur als e'n / 
des Band unserer Nation im Hinb'jJ ^ 
die staatliche Teilung" entscheiden *« 
deutung   zukomme.   In   der   Aussp 
wurden  vor allem  die  Perspektive 
Verbesserung der Reise- und Be 

möglichkeiten erörtert. 

je 

A 
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INFORMATION 

^etanstieg weiter 
VeNangsamt 
raT ^ück9ang der Mietsteigerungs- 
d*

er> hat sich im Februar und März 
t)a Ses Jahres weiter fortgesetzt. 

§Ch     hat Bundesbauminister Oscar 
Pehelder m Bonn hingewiesen. Im 
übe     r <84 sind die Mieten gegen- 
"ochdem Februar >83 insgesamt nur 
Mör ?n 4'5 Prozent angestiegen. Im 
rUn   '** reduzierte sich die Steige- 

n9srate weiter auf 3,8 Prozent. 
Die r 
ge   

Uck|äufige Entwicklung der Mietstei- 
b6 

Un9sraten ist auf allen Teilmärkten zu 

Altb en- ln den vor 1948 gebauten 
rat 

auw°hnungen sank die Steigerungs- 
4 g. v°n 5,3 Prozent im Januar '84 über 
in^ Februar auf 4-7 Prozent im März. In 
Woh

nacn 1948 gebauten freifinanzierten 
^bnUngen  la9  die Steigerungsrate  im 

'ich PKar 84 bei 3-4 und im Marz '84 ledi9~ 
t>räQt 

3'3 Prozent. Besonders ausge- 
be War die Abwärtsentwicklung im so- 
g6r 

n Wohnungsbau. Hier sank die Stei- 
0b6r

n^Srate von 4-2 Prozent im Januar 
*ent • im Februar auf ebenfalls 3,3 Pro- 
^ •* März '84. 

AnSj9^maßi9te Mietentwicklung ist nach 
der . v°n Bundesbauminister Schnei- 
de^ ln Hinweis darauf, daß sich im Bun- 
des Urcr,schnitt der Mietwohnungsmarkt 
in we

n
t
tllCh entsPannt hat. Es gebe heute 

1 Teilen der Bundesrepublik eher ein en 
tiaru ^ietermarkt als einen Vermieter- 
$o jj " hinweise auf diese Entspannung, 
% r Minister, lieferten auch die Miet- 
Jahre eini9er Städte. Was vor wenigen 
t>e, s . n°ch als undenkbar gegolten ha- 
lri ein' inzwischen Wirklichkeit geworden. 

'9ßn   Städten   sei   der  Mietspiegel 

nicht nach oben, sondern nach unten fort- 
geschrieben worden. So sei beispielswei- 
se die Vergleichsmiete in der Stadt Bre- 
merhaven für bestimmte Wohnungsklassen 
um bis zu 13 Prozent nach unten korrigiert 
worden. Eine ähnliche Entwicklung sei in 
anderen Städten zu beobachten. 

SPÖ verlor erneut Stimmen 
Bei den Wahlen zu den österreichischen 
Arbeitskammern hat die Sozialistische 
Partei (SPÖ) erhebliche Stimmenverluste 
hinnehmen müssen. In den von ihr tradi- 
tionell demonierten Kammern sank der 
SPÖ-Anteil von 63,4 auf 58,4 Prozent. Die 
Freiheitliche Partei (FPÖ) nahm von 3,2 
auf 2,5 Prozent ab. Dagegen verbesserte 
sich die oppositionelle Volkspartei (ÖVP) 
von 31,0 auf 36,7 Prozent. Nach dem Ver- 
lust der absoluten Mehrheit im Bundes- 
parlament (1983) hatte die SPÖ bereits 
bei den Landtagswahlen in Niederöster- 
reich und in Salzburg Wahlniederlagen 
hinnehmen müssen. 

Im Herbst werden Baffög-Sätze 
angehoben 
Das 8. Bafög-Änderungsgesetz stellt eine 
wesentliche Verbesserung der Ausbil- 
dungsförderung dar. Nach dem Gesetz 
werden zum Herbst 1984 die Freibeträge 
und Bedarfssätze um 4 Prozent angeho- 
ben. Für den Herbst 1985 ist außerdem ei- 
ne Zwischenanpassung der Freibeträge 
um weitere 3,5 Prozent vorgesehen. Die 
neue Regelung bedeutet, daß der Be- 
darfssatz für den auswärts untergebrach- 
ten Gymnasiasten und Berufsfachschüler 
von monatlich 490 DM auf 510 DM ange- 
hoben wird, für einen auswärts unterge- 
brachten Studenten von derzeit 660 DM 
auf 690 DM. Damit kann ein Student ein- 
schließlich Krankenversicherung und Miet- 
zuschuß bis zu 788 DM Förderung erhal- 
ten. 
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Nicht vergessen: 

Am 13. Mai ist Muttertag! 
Der Muttertag fällt in diesem Jahr mitten in die Zeit des Europawahlkampfes! DaS 

gibt allen CDU-Mitgliedern die Möglichkeit, ihre Mütter und Ehefrauen nicht nur 
mit kleinen Aufmerksamkeiten zu überraschen, sie können auch im WahlkamPf 

diesen Tag für besondere werbewirksame Aktionen nützen. Hier sind einige Vor- 
schläge für Aktionen, die man ohne lange Vorbereitung durchführen kann: 

Blumenaktion 
An Kreuzungen oder auf öffentlichen Plätzen stehen am Samstag vor Muttertag 
CDU-Mitglieder und überreichen zum Muttertag Blumen an Passantinnen. Eine 

andere Möglichkeit: Verschenken Sie in einer Tür-zu-Tür-Aktion kleine Blumen- 
körbchen mit einem netten Text: „Die CDU wünscht Ihnen alles Gute zum Mutter- 
tag!" Als kleines Geschenk im Körbchen schlagen wir vor: Das Näh-Etui '84, dazu 
Informationsmaterial zur Europawahl. 

Grüße ins Krankenhaus 
Eine kleine Aufmerksamkeit der CDU für Frauen und Mütter, die ihren Ehrentas 
im Krankenhaus verbringen müssen: Ein paar frische Blumen und ein Näh-Etu 
werben sympathisch für die Europapartei CDU. 

84 

Gemeinsam geht es besser 
Gerade am Muttertag sollte man alleinstehende und ältere Mitbürger nicht ve^ 
gessen — laden Sie zum Kaffee ein oder zu einem kleinen Ausflug. Ein Gespr 
über Europa und die Wahl am 17. Juni ergibt sich dann wie von selbst. 

>räcn 

Die vorgesehenen Verbesserungen durch 
das 8. Bafög-Änderungsgesetz sind finan- 
zierbar und sichern den Kernbereich der 
Ausbildungsförderung, erklärt der Ob- 
mann der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
im Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft, MdB Alois Graf von Waldburg-Zeil. 
Im übrigen strebt die Union an, bei der 
Neuordnung und Verbesserung des Fami- 
lienlastenausgleichs die Ausbildungsko- 
sten für die Familien stärker und gleichmä- 
ßiger für alle Bildungswege durch steuerli- 
che Entlastungsmaßnahmen zu berück- 
sichtigen. 
Leider sieht das Bild im Bereich der Schü- 
lerförderung der Länder bei weitem nicht 

De jl- so gut aus. Trotz der Forderung des v 
sehen Bundestages nach einer bun f 

einheitlichen Förderung haben die i-a y- 
z. T. völlig unterschiedliche Förderung) e 

steme geschaffen. Hier ist im Inte e 

der Einheitlichkeit der Lebensverhältn 
im Bundesgebiet dringend eine ve ,efi 
heitlichung notwendig. Erwogen * ^r 
sollte außerdem, ob die Förderung^ 
schulischen Weiterbildung im 2. Bi' . .^(J 
weg und der beruflichen Weiterb" ^ 
nicht im Rahmen eines Darlehensrno ^, 
zusammengefaßt werden kann. Beiu e- 
reiche der Weiterbildung von Erw*» ., 
nen gehören als Bestandteil des Bi,d 

bereichs eng zusammen. 
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INITIATIVE DER BUNDESTAGSFRAKTION 

Verbesserter Jugendschutz gegen 
lu9endgefährdende Videofilme 
*Wrehmend werden Videofilme mit 
keit men Darste,,un9en Gewalttätig- 
st ?J| gegen Menschen angeboten, 
^idft      scnwemmen geradezu den 
MaS? markt Skrupellose Händler 

n auf dem Rücken von Kin- 
brutal- 

menschenver- 
tu? Jlnd Jugendlichen mit 
ack* Grausamkeiten, mens 
d6r|.

enden Tötungshandlungen, wi- 
N| h en KannlDallsmus"Szenen 
*chäffrter Porno9raPn'e ihr Ge- 

^jwa 45 prozent der auf dem Markt be. 

die pdlichen Videokassetten betreffen 
ACjj r

u°9rammkategorie „Horror, Krieg, 
der? 

n"- Nahezu 5000 Videotitel gibt es 
v°n H auf dem deutschen Videomarkt, 
lieh -en mir,destens 2000 als bedenk- 
Schut ^'nne des gesetzlichen Jugend- 
Öie einzustufen sind. 
üb6r gehenden Regelungen im Gesetz 
Schrift Verbreitun9 jugendgefährdender 
1ty n und im Strafgesetzbuch (§§ 131, 
cji6 pichen nicht aus, um den Gefahren, 
9sr)d|°n Vic,eofilmen für Kinder und Ju- 
^n   °     ausgehen, wirksam zu begeg- 

fr4io'b hat die CDU/CSU-Bundestags 
^U|^ü 2 dafur gesorgt, daß Jugendliche ir <untt 
^e  \VOr den Gefanren jugendgefähr- 
dßh       Videofilme hesser nesr.hi'it7t wer- <e eofilme besser geschützt wer- 
^irierj. Uf inre Initiative hin wurde dies zu 

*'n9eh2entralen Punkt des im Bundestag 
r«g6| ra°hten Gesetzentwurfes zur Neu- 
föntiich^ 

des Ju9endschutzes in der Öf- 
^S; § *e't- Kernstück des Gesetzentwur- 

>elbstkontrolle nach dem Muster der 

Filmwirtschaft und fälschungssichere Sie- 
gel auf den Kassetten, die kenntlich ma- 
chen, ob sie für Kinder und Jugendliche 
geeignet sind. Damit soll erreicht werden, 
daß der Videokassettenmarkt unter den 
Gesichtspunkten des Jugendschutzes ge- 
ordnet und für die Beteiligten, d.h. Min- 
derjährige, Eltern und Gewerbetreibende, 
transparent wird. Diese Initiative wird von 
der Bürgermehrheit unterstützt. Denn wie 
eine Repräsentativumfrage des Instituts 
für Demoskopie in Aliensbach ergeben 
hat, sind 88 Prozent der Bürger für ein 
Verbot des Verleihs von gewaltverherrli- 
chenden Videos an Jugendliche unter 18 
Jahren. 
Zahlreiche Filme im aktuellen Programm- 
angebot auf Videokassetten sind nicht nur 
jugendgefährdend; sie überschreiten viel- 
mehr wegen der exzessiven Art und Wei- 
se der Gewaltdarstellung auch die 
Schwelle der Sozialverträglichkeit. Damit 
sind sie prinzipiell auch strafrechtlich rele- 
vant. 
Es ist daher nur konsequent, daß der in 
der parlamentarischen Beratung befindli- 
che Gesetzentwurf zur Neuregelung des 
Jugendschuztes auch eine Verschärfung 
des Gewaltdarstellungsverbots in § 131 
StGB vorsieht mit dem Ziel, nicht nur die 
Verbreitung solcher Filme, sondern auch 
ihre Herstellung zu verbieten. Mit zahlrei- 
chen „Brutalos" werden nicht nur Ge- 
schäfte auf den Rücken junger Menschen 
gemacht, sondern vor allem auch zu La- 
sten der Frauen. Denn diese Filme stellen 
oftmals nicht nur Gewalt dar, sondern 
mißbrauchen auch die Frau als Sexual- 
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und Gewaltobjekt. Dadurch wird das Kli- 
schee verbreitet, Frauen seien sozusagen 
verfügbares Eigentum. 
Durch die vom Gesetzgeber angestrebten 
Schutzmaßnahmen wird aber auch zum 
Ausdruck gebracht, daß bestimmte Tu- 
genden, die das Zusammenleben der 
Menschen überhaupt erst erträglich ma- 
chen, mehr Bedeutung erhalten müssen: 
Liebe, Nächstenliebe, Rücksichtnahme 
aufeinander, Einsatzbereitschaft für den 
anderen. Gewaltanwendung und Diskrimi- 
nierung von Frauen dürfen keine positive 
Bewertung im öffentlichen Bewußtsein er- 
fahren. 
Nicht alles, was kommerziell einträglich 
ist, ist auch sittlich erlaubt. Das Leitbild 
ist nicht die schrankenlose, sondern die 
verantwortete Freiheit. 
Neben der Verbesserung des Jugend- 
schutzes gegen Videogewalt sind folgen- 
de Schwerpunkte des Gesetzentwurfes 
hervorzuheben: 

— Mit Rücksicht auf den Vorrang der El- 
ternverantwortung sollen Kinder und Ju- 
gendliche in der Öffentlichkeit von Ein- 
schränkungen weitgehend freigehalten 
werden, wenn sie sich in Begleitung ihrer 
Erziehungsberechtigten befinden. Der 
Entwurf verzichtet daher für diesen Fall 
auf Regelungen zur Anwesenheit Minder- 
jähriger in Gaststätten und bei öffentli- 
chen Tanzveranstaltungen. 
— Die Vorschriften gegen den Alkohol- 
und Tabakkonsum Minderjähriger werden 
aufrecht erhalten und sollen überdies da- 
durch wirksamer gemacht werden, daß 
künftig alle alkoholischen Getränke an 
Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren 
auch nicht mehr zum angeblichen Verzehr 
durch Erwachsene abgegeben werden 
dürfen. Außerdem soll über das derzeit 
geltende Recht hinaus die Abgabe alko- 
holischer Getränke durch Automaten in 
der Öffentlichkeit generell verboten wer- 
den. Dies ist ein notwendiger Beitrag zur 

Bekämpfung     des     Alkoholmißbrauch 
durch Minderjährige. 
— Die allgemein als überholt angese^1 

nen Verbote der Anwesenheit von Kinde 
bei Variete-, Kabarett- und RevueveraJ 
staltungen soll aufgehoben werden. KJ 
dem unter 6 Jahren soll nunmehr bei P 

gleitung durch einen Erziehungsberec 
tigten der Besuch für sie geeigneter F" 
Veranstaltungen ermöglicht werden. 
— Spielhallen sollen auch weiterhin 
Kinder und Jugendliche unzugänglich b 
ben.  Elektronische  Videospielautoma1 

mit kriegsverherrlichenden und gewal« 
entierten Darstellungen sollen in de.r.fl(1 

fentlichkeit an Kindern und Jugendlich 
zugänglichen Orten nicht mehr aufgest- 
werden dürfen; für andere Videospiel^ jt 

te soll die Aufstellung in der Öffentlich* 
eingeschränkt werden. , 
— Der Bußgeldrahmen für Ordnung5*^, 
rigkeiten von Veranstaltern und Gevve!^p, 
treibenden soll erheblich erhöht wer?.|<t 
um einen stärkeren Abschreckungs^ 
zu erzielen. tf 

Das Jugendschutzgesetz ist ein Ge* ,1 
für und nicht - junge Mensc' gegen junye m—-    „. 
Das Jugendschutzgesetz will junge ** 
sehen bei der Gestaltung ihrer Fre 
nicht gängeln, sondern Erwachsene   ^ 
an hindern, Kinder und Jugendliche 
Schaden für ihre Gesundheit oder 
psychische Entwicklung zu mißbrauc 

Wichtiger Hinweis: j 
Im UiD Nr. 14 vom 19. 4. 1984 hat sicj1 >, 
Seite 5 bei der Vorstellung des He' ^ 
Kohl-Plakates „Mit uns für Europa 
Fehler  eingeschlichen.   Die   Bestell  Q 

mern für die Größen DIN A1 und D' 
wurden vertauscht. Es muß heißen: 

DIN A1  Bestell-Nr. 8545 
DIN AO Bestell-Nr. 8546 $ 
Im Bestellformular auf Seite 25 sind 
Nummern richtig angegeben. 
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ENTBÜROKRATISIERUNG 

Klein- und Mittelbetriebe dürfen hoffen: 
Statistik wird rigoros bereinigt 
1^* Bundeskabinett hat am 11. April 
rj.// den vom Bundesinnenministe- 
82 vorgelegten Entwurf einer Stati- 
st, er©inigungsverordnung be- 

fahl     en' die ,ür elne sehr 9roße 

ben Von Unternehmen und Betrie- 
v0h ZU einer drastischen Entlastung 
seh 9esetzlicn auferlegten statisti- 

^hrtn AuskunftsverPflichtun9en 

I** 
y er das Ausmaß dieser Belastungen 
her 

durch amtliche Statistiken wird seit je- 
das 

v°n den Befragten geklagt. Die Bun- 
tisti,?9ierung will mit der Vorlage der Sta- 
ve . ereinigungsverordnung administrati- 
ve^. Uskunftsverpflichtungen auf ein un- 
Schr r   notwenc,iges    Maß   zurück- 
rw au^en. Der von ihr gewählte Verord- 
g6SpSvve9 anstelle einer auch möglichen 
arw 2"Cr>en Regelung gestattet es, die 
"chst reDten Entlastungswirkungen mög- 
üa Scnne" zu realisieren. 
tty,' s°l| zugleich umgehend eine Maß- 
est ® zur Rechts- und Verwaltungsver- 
der g 

Un9 durchgesetzt werden. Die von 
gige 

Undesregierung berufene Unabhän- 

gige mmission fur Recnts" und Verwa|- 
9en  

Vereinfachung hat bei ihren Beratun- 
Se^|.'® Statistikbereinigung als einen we- 
be?»; Per» Beitrag zur Entbürokratisierung 

%     net- 
°^r

eSvmt Sollen 16 statistiscne Gesetze 
^Bn h rordnun9en durch verschiedene 
^r§ ahrT1en geändert werden. Als beson- 
ne,^ aufschlußreiche  Beispiele  sind  zu 

'er*cht auf die Durchführung der mo- 

natlichen, vierteljährlichen und halbjährli- 
chen Textilstatistik (Art. 3 des VO-Ent- 
wurfs). Damit wird einer seit Jahren so- 
wohl von den Ländern als auch von den 
betroffenen Unternehmen erhobenen For- 
derung nach Einstellung dieser sehr auf- 
wendigen Statistik entsprochen; betroffen 
sind 2300 Unternehmen. 
2. Verzicht auf die Durchführung der Ma- 
terial- und Wareneingangserhebung im 
Baugewerbe (Art. 2 des VO-Entwurfs). 
Wegen ihrer detaillierten Fragen wurde 
diese Erhebung von den auskunftspflichti- 
gen Unternehmen stark kritisiert; betrof- 
fen sind 10000 Unternehmen. 
3. Verzicht auf die monatliche Erfassung 
des Auftragsbestandes im Bergbau und 
im Verarbeitenden Gewerbe (Art. 2 des 
VO-Entwurfs); betroffen sind 3000 Unter- 
nehmen. 
4. Einschränkung der Statistiken über die 
Personenbeförderung im Straßenverkehr 
(Art. 12 des VO-Entwurfs); betroffen sind 
2500 Unternehmen. 
5. Durchführung der bisher jährlichen Er- 
hebungen bei Unternehmen der Handels- 
vermittlung bzw. des Gaststättengewer- 
bes nur noch in jedem zweiten Jahr 
(Art. 14 des VO-Entwurfs). Es handelt sich 
um aufwendige statistische Erhebungen; 
betroffen sind 10000 Unternehmen der 
Handelsvermittlung bzw. 8000 Unterneh- 
men des Gaststättengewerbes. 
6. Verzicht auf die Erfassung der Einrich- 
tungen des fließenden und ruhenden Ver- 
kehrs im Rahmen der Handels- und Gast- 
stättenzählung; Entlastung für rd. 400000 
Auskunftspflichtige (Art. 14). 
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Darüber hinaus sind auch auf dem Gebiet 
der Umweltstatistiken ins Gewicht fallende, 
Entlastungen vorgesehen (Art. 1 des VO- 
Entwurfs). 
7. Die bisher für jedes zweite Jahr ange- 
ordneten Statistiken über die Abfallbesei- 
tigung in der Industrie sollen künftig nur 
noch in jedem dritten Jahr stattfinden. Es 
handelt sich um aufwendige Befragungen 
nach den einzelnen Abfallarten in sehr 
differenzierter Untergliederung, z.T. bis zu 
40 Abfallarten in einzelnen Wirtschafts- 
zweigen. Hier sind bis zu 80000 Betriebe 
betroffen. 
8. Auch in der Statistik der Wasserversor- 
gung und Abwasserbeseitigung im Berg- 
bau und im Verarbeitenden Gewerbe wird 
die Häufigkeit von einem zweijährigen Tur- 
nus auf drei Jahre herabgesetzt; betroffen 
sind 70000 Betriebe. 

Der Schwerpunkt der Entlastung liegt e'n' 
deutig im Bereich der Wirtschaftsstatist'' 
ken und hier vor allem bei kleineren ufl 
mittleren  Betrieben.   Dies  ist  auch el 

Hauptanliegen  der jetzt  durchgeführte 
Überprüfung und Statistikbereinigung- 

Die Verordnung soll möglichst am 18. ^ 
1984 im Bundesrat behandelt werden, sie 

tritt einen Tag nach ihrer Verkündung ' 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

Für Herbst dieses Jahres ist ein Statist 
bereinigungsgesetz in Vorbereitung, 
dem weitere Vereinfachungen im Statist' 
bereich vorgesehen werden. Ferner s 
darin die Anpassung der Statistikgese* 
an die Forderungen des Volkszählung5 

teils des Bundesverfassungsgerichts 
folgen. 

KPV unterstützt Entbürokratisierung 
im Baurecht 
Die KPV, die rd. 100000 Kommunalpoliti- 
ker der Union vertritt, will die zügige Bera- 
tung und Verabschiedung des vom Bun- 
desbauminister Oscar Schneider geplan- 
ten neuen Baugesetzbuches mit allen ih- 
ren Möglichkeiten nachhaltig unterstüt- 
zen. In eingehender Beratung mit dem Mi- 
nister über die vorgesehene Entbürokrati- 
sierung des Baurechts wurde nachdrück- 
lich begrüßt, daß die Terminplanung für 
die Verabschiedung des neuen einfache- 
ren Baurechts vom Bundeskabinett be- 
schleunigt worden ist. 

Die Führungsgremien der KPV forderten, 
das künftige Bauplanungsrecht müsse 
den gemeindlichen Handlungs- und Er- 
messensspielraum erweitern. Ferner müs- 
se eine Verminderung der Rechtsmittelan- 
fälligkeit gemeindlicher Bebauungspläne 
erreicht werden. Ziel bei all diesen Bestre- 
bungen solle sein, daß der bauwillige Bür- 

ger schneller und einfacher eine BaJ9 
nehmigung erreichen könne. 
Die Kommunalpolitiker der Union sp 
chen sich ferner dafür aus, die Planung 
der Gemeinden und der staatlichen Fa 

behörden, zum Beispiel bei der Gevver 

aufsieht oder der Verkehrsplanung.re A, 
-raüinar im/H  Koeeor mitainanHor 7IJ  KO 

nieren. In diesem Zusammenhang 
auch anstehende Konfliktsituationen 
sehen Wohnen und Arbeiten, die Pr° ^ 
me der sogenannten Gemengelage, z 

fftr 

sen. 
Durchgreifende    Vereinfachungen 

jPfl 

Streichungen von Vorschriften sina ,ßS 

Ansicht der KPV bei der Integration ^ 
Städtebauförderungsgesetzes in ^ 
neue Baugesetzbuch möglich. ßel $ 
Diskussion der Baulandprobleme "" j, 
für eine Zusammenfassung der za e- 
chen verschiedenen Vorkaufsrechtsr 
lungen im Bundesbaugesetz plädiert 
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LANDWIRTSCHAFT 

Unterstützung der bäuerlichen 
amilienbetriebe auf breiter Front 

Administer Kiechle hat in Bonn 
Sink r°9ramm zur Verbesserung der 

*chafmmenssltuatlon der Landwirt- 
es M Und zur Durchführung der 
fan*Mark*Politik vorgelegt. Das u um- 
v0i?!f,cne Konzept sieht ein Finanz- 
Cuü/len von etwa 2 Mrd- DM vor- Die 

gr(jß'
csU-Bundestagsfraktion be- 

Sa^* Und unterstützt den gemein- 
9e|i ®n Lösungsansatz, mit dem es 
&rijs9en wlrd> die Auswirkungen der 
die d

Se,er Agrarentscheidungen auf 
*U iwStsche Landwirtschaft deutlich 

Mildern. 

|y rr>Punkt des Maßnahmenpakets ist 
IftfQ ® Anhebung der Vorsteuerpauscha- 
AUSQ, andwirte um 3 Prozent-Punkte. Der 

^rr.6lCh der zu erwartenden Ein_ 

schen
ens®inbußen beim Abbau des deut- 

^U/r ^änrun9sausgleich ist für eine 
Selb geführte Bundesregierung eine 
*end 

Verständlichkeit, erklärt der Vorsit- 
^n<w Arbeitsgruppe für Ernährung, 
CSU-ßlrtSchaft und Forsten der CDU/ 
&Sjs"t 

Undestagsfraktion, Egon Susset. 

*Urt1 1 2r9esenen- diese Regelung bereits 
DarHit ktember 1984 in Kraft zu setzen. 
9rö6te die Beihilfe bereits für den 
^ der diesJanri9en pflanzlichen 
Vde 

2eu9nisse in Anspruch genommen 
^hru 

Und mögliche Vorwirkungen des 
&eriSJ6^

9saiJsgleichsabbau würden  kom- 

D'6 Hat- 
%ge

,0na|e Ausgestaltung der Garantie- 
end   .re9elung sieht vor, in einer umge- 

,r,2uleitenden Aktion Milchmengen 

von staatlicher Seite aufzukaufen. Damit 
entsteht eine Manövriermasse für die Be- 
rücksichtigung von Härtefällen und der 
Mengenabzug im Einzelbetrieb kann spür- 
bar vermindert werden. Neben der Pro- 
duktionssteigerung im Zeitraum 1981 bis 
1983 wird bei der Garantiemengenbemes- 
sung die Gesamtanlieferung der Betriebe 
einbezogen. Kleinere und mittlere Land- 
wirte werden durch diese soziale Kompo- 
nente deutlich entlastet. Darüber hinaus 
gibt es eine zusätzliche Hilfe für Betriebe 
bis 100000 kg Milchanlieferung. 

Zur weiteren Unterstützung der Landwirt- 
schaft wird die „Alte Last" bei der Unfall- 
versicherung bereits ab 1985 abgedeckt. 

Durch die Festschreibung der Mittel für 
die Gemeinschaftsaufgabe werden die 
Voraussetzungen geschaffen, zusammen 
mit den Ländern die Förderung der Land- 
wirtschaft in Berg- und benachteiligten 
Gebieten auszuweiten. Damit können Be- 
triebe unterstützt werden, die aufgrund 
der natürlichen Gegebenheit kaum Pro- 
duktionsalternativen haben. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
darüber hinaus dafür eintreten, noch be- 
stehende Mobilitätshemmnisse sowohl im 
steuerlichen als auch im sozialen Bereich 
abzubauen und die knappen Marktkapazi- 
täten dem bäuerlichen Familienbetrieb zu 
sichern. Junge Landwirte erhalten damit 
auch zukünftig die Chance, ihren Betrieb 
so zu organisieren, daß er eine Existenz 
für die bäuerliche Familie bietet. 
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ZITATE 

Neue Zuversicht 
Zum erstenmal seit 1976 schauen die Bürger 
wieder mit Zuversicht in ihre Zukunft. Jeder 
dritte glaubt, es wird mit der Wirtschaft auf- 
wärtsgehen; fast jeder zweite glaubt, es bleibt 
so — nur jeder fünfte erwartet eine Verschlech- 
terung. 

75 Prozent meinen: Der Wohlstand kann nur 
gehalten werden, wenn alle einige Zeit härter 
arbeiten und weniger Ansprüche stellen. 

Wie ist dieses Wunder in der Stimmung der Be- 
völkerung zu erklären? 

— Die große Mehrheit der Bürger hat erkannt: 
Mit immer mehr Ansprüchen und immer mehr 
Freizeit ging's bergab. 

— Die Wähler gaben das Signal zur Wende. 

Laßt die Deutschen schaffen — dann schaffen 
es die Deutschen schon.      Bild, 30. April 1984 

Alte Hüte 
Sie lernen es nie, die Genossen, deren SPD- 
Bundestagsfraktion nun mit einem „Sonderver- 
mögen Arbeit und Umwelt" Segen spenden will. 
4,7 Mrd. DM sollen aus Steuererhöhungen flie- 

ßen, genaugenommen aus dem Griff in d fi- 
sche der Bürger. Strom soll danach teurer..$ 
den, Benzin und Heizöl, und zum wieder 
Male Erdgas. ^ 
Was die Genossen mit den Milliarden m^,( 

wollen? Sie wollen „subventionieren", un Ahßlt 
Gewässerschutz,    Wasserversorgung,     ' ^ 
Wirtschaft,    Luftreinhaltung   sowie   sp&{ 

Energieverwendung. gif 
Wozu haben eigentlich alle Fraktionen d$s'^ 
destages dem Abwasserabgabengesetz ,. 
stimmt? Wann hat je ein deutscher Wass p 
sorger nach Subventionen gerufen? S& J 
liegt in der Abfallwirtschaft etwas im *V$ 
Sorgt nicht die gerade erst in Kraft g*[ 
Großfeuerungs-Anlagen-Verordnung für (jroijreuerungs-Hniayen- veruruuui iy {\v 
Luftreinhaltung, haben nicht die Kraft^ ^ 

20 re Pläne unterbreitet, nach denen sie 
Mark in  diesen  Bereich  investieren 
Sparen wir nicht schon Energie über alia 
teten Maße? -e$ 
Neue Energiesteuern bewegen nichts,      .$ 
chen bestenfalls süchtig nach Subven 
lähmen die Eigeninitiative für Investition*'• '^ 
feuern die Produktion — denn nichts 9e   ief'f 
Energie. Es sind also die alten Hüte, dl? ^ 
so feiner Verpackung wie „Arbeit und u ^ 
dem Bürger verkauft werden sollen, w1 0 
beln auf Stimmenfang, eine uralte Masc ^ 
die der Bürger mit höheren Steuern b ^ 
soll. Die Welt, 30. APr 
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